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____ 
 
Landesjagdbeirat 
hier: Anhörung durch den Ausschuss für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz des Hessischen Landtages – Gesetzentwurf der SPD-Fraktion zur 
Änderung des Hessischen Jagdgesetzes – Drucksache 18/1638 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, ____ 
 
der Landesjagdbeirat hat am 19. April 2010 in Wiesbaden über den Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Jagdgesetzes beraten.  
 
In der Anlage 1 lege ich Ihnen zusammengefasst die schriftlichen Stellungnahmen der die 
Landwirtschaft, den kommunalen und privaten Waldbesitz, die Jagdgenossenschaften, die 
Jägerschaft und den ehrenamtlichen Naturschutz vertretenden Mitglieder des 
Landesjagdbeirates vor. Das Beratungsergebnis dieser Mitglieder aus der Sitzung ist darin 
integriert. 
Einzelne Beiratsmitglieder haben neben der Stellungnahme zum vorliegenden Gesetzesentwurf, 
weitergehende Änderungsvorschläge zum Hessischen Jagdgesetz vorgelegt. Diese Vorschläge 
leite ich Ihnen zur Kenntnis weiter (Anlage 2-4).  

____ 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
gez. Wilke 
(Vorsitzender des Landesjagdbeirates) 
 
Anlage -4-  
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Anlage 1 
 
Anhörung durch den Ausschuss für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz des Hessischen Landtages – Gesetzentwurf der SPD-Fraktion zur 
Änderung des Hessischen Jagdgesetzes – Drucksache 18/1638 
 
Zusammenfassung der schriftlichen Stellungnahmen der die Landwirtschaft, den kommunalen und 
privaten Waldbesitz, die Jagdgenossenschaften, die Jägerschaft und den ehrenamtlichen 
Naturschutz vertretenden Mitglieder des Landesjagdbeirates zum Gesetzesentwurf der SPD-
Fraktion zur Änderung des Hessischen Jagdgesetzes. Das Beratungsergebnis dieser Mitglieder 
aus der Sitzung des Landesjagdbeirates vom 19.04.2010 ist darin integriert. 
 
 
Vorbemerkungen: 
 
Einige Beiratsmitglieder haben ihren schriftlichen Stellungnahme folgende Vorbemerkungen 
vorangestellt: 
 
Verband der Jagdgenossenschaften und Eigenjagdbesitzer Hessen e.V.: 
„Der Verband der Jagdgenossenschaften und Eigenjagdbesitzer Hessen e.V. vertritt mit seinen 16 
Kreisverbänden die Interessen von mehr als 1.400 hessischen Jagdgenossenschaften und 
Eigenjagdbesitzern auf über 770.000 Hektar Jagdfläche mit rund 350.000 Grundstückseigentümer.  
 
Die Frage der Notwendigkeit einer Reform des Jagdrechtes und bejahendenfalls ihres Umfanges 
wurde in einer vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (HMEULV) mit den beteiligten Kreisen angesprochen und es wurde einhellig die 
Auffassung vertreten, dass sich das Jagdrecht – also die Regelungen des Bundesjagdgesetzes, 
des Hessischen Jagdgesetzes und die hierzu ergangenen Verordnungen  - in Hessen bewährt 
haben und keine grundlegenden Änderungen notwendig sind, insbesondere die Grundsätze des 
Jagdrechtes unbedingt erhalten bleiben sollen. 
 
Es sollte allerdings – nicht zuletzt in Ansehung der teilweise der ambitionierten 
Gesetzgebungsvorhaben anderer Bundesländer – grundlegend überlegt werden, welche einzelnen 
Änderungen das Jagdrecht in Hessen weiter verbessern könnten. Das Hessische Jagdgesetz ist 
zunächst bis zum 31.12.2012 gültig. Dieser Zeitrahmen sollte aus unserer Sicht ausgeschöpft 
werden, um dann schließlich zu einem Ergebnis zu kommen, das weitere Novellen für einen langen 
Zeitraum entbehrlich machen. 
 
Der weit überwiegende Teil der Redebeiträge in der ersten Lesung des Gesetzentwurfes in der 28. 
Sitzung des Hessischen Landtages am 08.12.2009 gehen in genau dieselbe Richtung. Das 
Protokoll der Sitzung wird Ihnen vorliegen, so das Zitate entbehrlich erscheinen. 
Dennoch soll – da das Gesetzgebungsverfahren nun einmal eingeleitet ist – zu den Vorschlägen 
der SPD-Fraktion, die im Wesentlichen die Forderungen des Landesjagdverbandes Hessen e.V. 
aufgreifen (Vergleich hierzu Hessenjäger, Ausgabe September 2009, Seite 6 f.) wie folgt 
eingegangen:  
 
Zunächst erlauben wir uns, auf unsere gegenüber dem HMUELV im Oktober 2009 in Vorbereitung 
des vorgenannten Novembertermins abgegebene Stellungnahme hinzuweisen, die wir als Anlage 
zu Ihrer Kenntnis beifügen. Diese Stellungnahme geht allerdings über den Bereich der im 
vorliegenden Gesetzesentwurf vorgesehenen Änderungen und auch über die im Hessischen 
Jagdgesetz zu regelnde Tatbestände weit hinaus, so dass wir mit der vorliegenden Stellungnahme 
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konkret zu den von der SPD-Fraktion vorgeschlagenen Änderungen Stellung nehmen möchten, 
ohne an dieser Stelle weitergehende Änderungsvorschläge aufzugreifen.“ 
 

 
Ehrenamtlicher Naturschutz:  
„Sehr zutreffend weist die Problemstellung darauf hin: „Das Hessische Jagdgesetz erweist sich in 
Teilen als nicht mehr sachgemäß und bedarf daher der Überarbeitung.“ 
 
Betrachtet man aber die anschließende Problemlösung, kann man nur Enttäuschung artikulieren. 
Denn dieser Entwurf für ein „Gesetz zur Änderung des Hessischen Jagdgesetzes und anderer 
Vorschriften“ genügt keineswegs den tatsächlichen und dringlichen Bedürfnissen einer 
Überarbeitung. Denn die angeführten Änderungen stellen an sich ja jagdpraktische Marginalien 
dar. Dieses Gesetzesänderungsvorhaben dient wohl eher der Profilierung in irgendeiner 
Gesetzesvorlage denn der wirklichen Verbesserung des hessischen Jagdgesetzes.“ 
 
 
Vereinigung der Jägerinnen und Jäger (Landesjagdverband Hessen e.V. / LJV): 
„Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD wird von uns uneingeschränkt begrüßt, da er an den 
bewährten Strukturen und an den im Bundesjagdgesetz und Hessischen Jagdgesetz verankerten 
Eckpunkten nichts ändert, aber einer Verbesserung der Jagdpraxis, der Verwaltungsvereinfachung 
sowie dem Abbau der Bürokratie dient. 
Der Gesetzentwurf beruht auf den Aussagen und Zusagen der Parteien auf die LJV Wahlprüfsteine 
zur Landtagswahl und den mit den Fraktionen geführten Gesprächen und sollte daher 
parteiübergreifend, gegebenenfalls mit einigen kleineren von uns vorgeschlagenen Ergänzungen, 
so vom Hessischen Landtag beschlossen werden. 
Die Tatsache, dass das Hessische Jagdgesetz bis Ende 2012 befristet ist, bedeutet nicht, dass 
man es vorher nicht ändern kann. Sinn der Befristung ist, Gesetze alle 5 Jahre zu evaluieren und 
gegebenenfalls von „Altlasten“ zu befreien, nicht jedoch notwendige Änderungen vorzeitig zu 
verhindern. 
Nachdem die Änderungsvorschläge parteiübergreifend weitgehend positiv gesehen werden und 
auch in dem Arbeitsgespräch mit den betroffenen Verbänden am 18. November 2009 im 
Hessischen Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz grundsätzlich 
Zustimmung gefunden haben, würde es auf großes Unverständnis bei der hessischen Jägerschaft 
stoßen, wenn die Vorschläge zur Änderung des Hessischen Jagdgesetzes und die daraus 
folgenden Änderungen der entsprechenden Verordnungen erneut auf die lange Bank geschoben 
würden und anschließend im Wahlkampf untergingen. 
Wir halten daher zum jetzigen Zeitpunkt eine entsprechende, noch weitgehend unumstrittene, 
Jagdgesetzänderung für richtig. 
 
Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen finden unsere volle Zustimmung.“ 
 
 
Vorbemerkungen in der Sitzung des Landesjagdbeirates 
Der Hessische Bauernverband (HBV) und der Verband der Jagdgenossenschaften und 
Eigenjagdbesitzer Hessen e.V. (VJEH) stellen der Diskussion über den SPD-Entwurf eines 
Änderungsgesetzes für das Hessische Jagdgesetz voran, dass beide Verbände das aktuelle 
Gesetzgebungsverfahren für nicht notwendig und sinnvoll erachten. Beide Verbände wünschen 
einen austarierten Gesetzesentwurf, welche alle zu berücksichtigende Punkte beinhaltet und 
eindeutig regelt. Der Hessische Waldbesitzerverband e.V. stimmt dieser Auffassung zu. 
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Stellungnahmen der Landesjagdbeiratsmitglieder zum Gesetzesentwurf der SPD-Fraktion: 
 
Vorschlag der SPD-Fraktion: 
 
Artikel 1 
 
1. § 26 wird wie folgt verändert: 
 

a. als neuer Absatz 2 wird eingefügt: 
 
„(2) Gem. § 21 Abs. 2 Satz 4 und 5 Bundesjagdgesetz ist auf Antrag einer 
Hegegemeinschaft ein gemeinsamer Abschussplan für das Rehwild auf der Grundlage 
des Vorschlages der Hegegemeinschaft nach § 26 a Abs. 5, getrennt nach Geschlecht 
und Altersstufe festzusetzen. 

 
b. die Absätze 2 bis 4 werden zu den Absätzen 3 bis 5 

 
 

Jagdgenossenschaften (VJEH): 
schriftliche Stellungnahme  

„Ein gemeinsamer Rehwildabschussplan für eine gesamte Hegegemeinschaft führt zu einer 
Entbürokratisierung auf der Ebene der Abschussplanfestsetzung durch die Untere Jagdbehörde. 
Sie kann aber auch zu einer Art „Windhundrennen“ bei der Erfüllung des Abschussplanes führen, 
wenn nicht auf der Ebene der Hegegemeinschaften entsprechende Regelungen zur Verteilung des 
Abschusses auf die angeschlossenen Reviere stattfindet und eine Kontrolle und Durchsetzung 
dieser Aufteilung durch die Hegegemeinschaft erfolgen kann. Es müssten also die 
Hegegemeinschaften in die Lage versetzt werden, die Einhaltung der von ihr zu beschließenden 
Verteilungskriterien durchzusetzen. In der Praxis hat es sich häufig als schwierig erwiesen, 
Beschlüsse der Hegegemeinschaften auch umzusetzen. Die vorgesehene Regelung würde im 
Ergebnis eine Entlastung und Entmachtung der Jagdbehörde mit spiegelbildlicher Belastung und 
Stärkung der Position der Hegegemeinschaft bewirken. 
 
Sie darf aber nicht dazu führen, Rehwildabschüsse aus völlig unterschiedlichen Lebensräumen 
zusammen zu addieren oder gegeneinander aufzurechnen, wie dies gelegentlich bei 
Hegegemeinschaften überschreitenden staatlichen Jagden auf Forstamtsebene geschehen soll. 
Ein solches Vorgehen widerspräche dem Grundgedanken einer Hegegemeinschaft als einem 
abgegrenzten Lebensraum des Wildes, der jagdliche gemeinsam zu betrachten ist. 
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass grundsätzlich ein gemeinsamer Abschussplan 
für das Rehwild auf Hegegemeinschaftsebene sinnvoll erscheint, sofern die Gefahr gebannt wird, 
dass einzelne Jagdrechtsinhaber ihren Rehwildbestand unter Hinweis auf das Kontingent der 
Hegegemeinschaft ausmerzen.“ 
 
Sitzung  

Durch die angestrebte Regelung hätte die Jagdbehörde keinerlei Einfluss auf die Verteilung des 
Abschusses innerhalb einer Hegegemeinschaft. Es bleibt unklar, wie die Hegegemeinschaft die 
Abschussverteilung umsetzen und wie die Kontrolle erfolgen soll. 
Diese Abschussverteilung kann zu Extremen führen z.B., dass die einen 
Jagdausübungsberechtigten die Jagd fast einstellen können und andere 
Jagdausübungsberechtigte übereifrig sind. In der Summe würde die Hegegemeinschaft ihren 
Abschussplan zwar erfüllen, doch der Grundeigentümer hat mehr Interesse daran, das der 
Abschuss auf seinem Grundstück ordnungsgemäß erfüllt wird.  
Bei der vorgeschlagenen Regelung haben die Grundeigentümer nahezu keine Handhabe mehr, in 
das Geschehen auf ihrer Fläche einzugreifen.   
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Kommunale und private Waldbesitzer: 
schriftliche Stellungnahme  

„Lesart I: Kompetenzübertragung zulasten der Grundeigentümer. 
 
Dieser Änderungsvorschlag ist abzulehnen, weil 

• er der Hegegemeinschaft zusätzliche Kompetenzen einräumt, die zulasten der Rechte 
des Grundeigentümers (resp. Jagdrechtsinhabers) gehen, 

 
• die Abschusshöhe beim Rehwild vielerorts über Erfolg bzw. Misserfolg 

forstwirtschaftlichen Handelns entscheidet. Die Erfahrung zeigt, dass Mitglieder einer 
HG, bei denen es sich vornehmlich um Jagdpächter handelt, i. d. R. weder über die 
erforderliche Orts- noch waldbauliche Sachkenntnis verfügen und sich im übrigen durch 
Abschusserhöhungen in benachbarten Revieren oftmals in ihren eigenen Interessen 
beeinträchtigt sehen, diese also nicht mittragen werden, 

 
• der Rechtsweg, um gegen eine Abschussfestsetzung in Widerspruch zu gehen, 

komplizierter würde, 
 

• ein wesentlicher Inhalt von Satz 4, § 21 Abs. 2 BJagdG (Innerhalb von HG sind die 
Abschusspläne im Einvernehmen mit den Jagdvorständen und den Inhabern der 
Eigenjagdbezirke aufzustellen, die der HG angehören – Unterstreichungen von mir) 
entfallen würde.  

 
 
Lesart II: Der Abschussplan für Rehwild ist optional. 
 
Wenn der Änderungsvorschlag so zu verstehen ist, dass ein Abschussplan für das Rehwild nur auf 
Antrag der HG zu erstellen ist, dieser Antrag also auch unterbleiben kann (das scheint mir die 
Stoßrichtung des LJV zu sein, und das lässt sich aus der SPD-Begründung entnehmen), sollte man 
diese Stoßrichtung durchaus unterstützen (unter Berücksichtigung der vorstehend dargestellten 
Problematik). Der Abschussplan für das Rehwild sollte m. A. n. nur einen Mindestabschuss 
verbindlich festschreiben, der ganze Kokolores mit der Beantragung von 30 oder 50 % 
Übererfüllung gehört abgeschafft: Wer heute mehr als die genehmigten Rehe schießt, begeht eine 
Ordnungswidrigkeit, das muss man sich mal auf der Zunge zergehen lassen!“ 
 
 
Sitzung  

Der Grundstückeigentümer muss darauf drängen können, dass der Wildbestand so reguliert wird, 
dass ihm keine Schäden entstehen. Der Eigentümer muss seine Interessen durchsetzen können. 
Der Waldbesitzerverband sieht, durch die Wegnahme der Entscheidung von der Behörde, hin zu 
der Hegegemeinschaft, seine Position geschwächt. Zustimmung zur Ausführung des VJEH.  
 

 
Ehrenamtlicher Naturschutz:  
schriftliche Stellungnahme  

„Die Absicht der Festsetzung – der in dieser Form völlig antiquierten! – Abschusspläne für Rehwild 
offenbaren das Defizit in wildbiologischer Kenntnis bzw. stellen es einen unglaublichen Rückfall in 
archaische Jagdbetrachtung dar. Die Erfüllung eines Rehwildabschusses gemäß theoretisch 
vorgegebener Altersstufeneinteilung ist jagdpraktisch gar nicht realistisch. Das gilt eingeschränkt 
selbst für die Einteilung nach Geschlechtern.  
In dieser Hinsicht war man in Hessen schon weit fortschrittlicher gewesen! Aber unguter Geist hat 
sich in den letzten zwei Jahrzehnten aus vormaliger DDR-Jagdverwaltung wieder in der BRD 
ausgebreitet – nun auch in Hessen?“ 
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Vereinigung der Jägerinnen und Jäger (LJV):  
schriftliche Stellungnahme  

„Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen finden unsere volle Zustimmung.“ 
 
Sitzung 

Die Jagdrechtsinhaber intervenieren bei der Abschussplanung aktuell sehr wenig -  sie üben 
bislang auch nur einen sehr geringen Einfluss aus.   
Es gibt viele Hegegemeinschaften mit einer sehr guten internen Zusammenarbeit. Man sollte die 
Probleme, die ggf. die Menschen vor Ort miteinander haben, nicht auf das Projekt übertragen. 
Der Landesjagdverband sieht in der vorgeschlagenen Regelung ein Schritt in die richtige Richtung. 

 
 
 
 
 
 

2. § 26 b Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
 
Vorschlag der SPD-Fraktion: 

 
„(4) Für Jagdbezirke, die an abgegrenzte Rot-, Dam- und Muffelwildgebiete angrenzen, ist 
für den Abschuss des weiblichen Wildes jeder Wildart sowie der Kälber und Lämmer 
beider Geschlechter ein Abschussplan festzusetzen. 

 
 
 
Jagdgenossenschaften (VJEH): 
schriftliche Stellungnahme  

„Die vorgeschlagene Regelung steht in Widerspruch zu der Tendenz, die der zuvor behandelte § 
26 Abs. 2 des Entwurfes vorsieht. Es würde ein Mehr an Bürokratie bedeuten und faktisch zu einer 
Ausweitung der Rot-, Dam- und Muffelwildgebiete führen. Die vom Hessischen Jagdverband 
übernommene Argumentation, wonach ein Austausch zwischen den Rotwildpopulationen durch die 
derzeitige Regelung des § 26 b HJagdG unterbunden wird, ist nicht erkennbar. 
 
Wir sprechen uns gegen die vorgeschlagene Änderung aus. 
 
Die Regelung des § 27 Bundesjagdgesetz reicht nicht aus, Wildschäden adäquat zu verhüten. 
Diese Regelung greift nämlich erst dann ein, wenn es schon zu spät ist und exorbitante 
Wildschäden entstanden und weitere zu befürchten sind. Im Interesse der Grundeigentümer sollte 
es daher bei der bisherigen Regelung verbleiben.“ 

 
 

Kommunale und private Waldbesitzer: 
schriftliche Stellungnahme  

„Momentan ist der Totalabschuss sämtlichen (ich nenne es einmal verkürzt und unzutreffend) 
Kahlwildes der Wildarten Rot-, Dam- und Muffelwild außerhalb der für diese Wildarten 
festgesetzten Gebiete anzuordnen. Ein Festhalten an den Rotwildgebieten (hier stellvertretend für 
Dam- und Muffelwildgebiete verwendet) macht es aus meiner Sicht zwingend erforderlich, 
außerhalb dieser Gebiete den Totalabschuss zu fordern (wie es bisher mit der Ausnahme von 
stärkeren Trophäenträgern auch der Fall ist). Wer den Kahlwildabschuss in Nicht-Rotwildgebieten 
reglementieren will, setzt sich dem Verdacht aus, die bisherigen Grenzfestsetzungen ad absurdum 
zu führen und einer größeren Verbreitung der „Premiumwildart(en)“ das Wort zu reden, mit der 
Konsequenz, die Schälschadensproblematik in weite Teile Hessens zu tragen, welche davon 
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bisher verschont geblieben sind. Das ist abzulehnen. Vielmehr ist der Totalabschuss nicht nur für 
das Kahlwild, sondern auch für sämtliche Trophäenträger zu fordern.“ 

 
Sitzung 

Durch die angestrebte Regelung werden die Hochwildgebiete obsolet.  
Die Hochwildbestände müssen besser reguliert werden, da derzeit in fast allen Rotwildgebieten  
überhöhte Schälschäden und überhöhte Wildbestände vorhanden sind. Mit dieser angestrebten, 
indirekten Vergrößerungen der Hochwildgebiete werden auch die Probleme vergrößert. 
 
Rotwildbejagung funktioniert nicht auf Revierebene – die Reviere sind zu klein für eine Wildart mit 
einer derartigen Raumausdehnung. Wenn sich alle Jäger an die aktuell bestehenden Regelungen 
halten würden (v.a. beim Füttern) gäbe es derartige Probleme nicht. Dadurch dass manche 
Jagdausübungsberechtigen bereits im Herbst illegalerweise mit der Fütterung beginnen, kommt es 
in ihren Revieren zu einer regelrechten Konzentrationen an Wildtieren und die 
Jagdausübungsberechtigten der angrenzenden Reviere werden daran gehindert ihre 
Abschusspläne zu erfüllen. Diese Diskussion ist sehr stark emotional belastet, daher ist es fraglich, 
ob die  Hegegemeinschaften die Kraft und die Kompetenz haben, diese Probleme zu regeln? 
 
Dass die Reaktion mit § 27 BJagdG auf bereits entstandene Wildschäden zu spät ist, zeigen die 
regelmäßig auftretenden Probleme zum ausgehenden Winter in Edellaubholzbeständen. 
Männliches Rotwild rudelt sich gerne im ausgehenden Winter und oft auch außerhalb von 
Rotwildgebieten zu Feistrudeln zusammen und geht v.a. in Edellaubholzbeständen massiv zu 
Schaden. Da dies häufig erst in der Schonzeit geschieht, ist ein jagdlicher Eingriff erst dann 
möglich, wenn die ersten Schäden nachweisbar sind und eine Ausnahmegenehmigung nach § 27 
BJagdG erteilt werden kann. Auch dieses Problem bedarf einer Lösung.  
 
 
Ehrenamtlicher Naturschutz:  
schriftliche Stellungnahme  

„Freilich ist es richtig, die Abschüsse an weiblichen Tieren außerhalb der verwaltungsmäßig 
abgegrenzten Gebiete mit Vorkommen von Rot- Dam- und Muffelwild im Wege der 
Abschussfestsetzung per Abschussplan zu erwirken – und das Erwarten der männlichen Tiere der 
genannten Wildarten – die dann aber bitte ausdrücklich nicht zum Abschuss frei-gegeben sein 
dürfen!  - über die Attraktionswirkung der Weibchen abzuwarten. Rechtlich problematisch wird es 
aber mit Blick auf die Bestimmung des § 21 BJagdG – das ja in Hessen ausdrücklich nicht 
aufgehoben ist: Denn danach müssen  Abschusspläne erfüllt werden. Wie aber, wenn das im 
verwaltungsmäßig gegenüber dem „Hochwildgebiet“ abgegrenzten Gebiet nur sporadisch 
auftauchende Wild zur Jagdzeit sich nicht einfindet? Dann kann der Jagdaus-übungsberechtigte 
den Abschussplan nicht erfüllen – er verstößt gegen die Rechtsvorschrift. Abgesehen davon, da 
muss man ja nun endlich mal in der Verwaltung die Einsicht praktizieren: Die 
Abschussplanerfüllung an weiblichem Wild ist nach wie vor – dies alles wurde schon zu Zeiten 
seines vorletzten Vorsitzenden im Landesjagbeirat diskutiert – zu einem in der Größenordnung 
nicht kalkulierbaren Wert (= „Dunkelziffer“) lediglich Bestandteil der papierenen Statistik, nicht aber 
der tatsächlichen Wilderlegungen. 
Es sei daran erinnert, die früheren Sitzungsprotokolle und zugehörigen schriftlichen Unterlagen des 
Beirates mögen dazu eingesehen werden, dass es wildbiologisch und jagdpraktisch keinen Sinn 
macht, die seinerzeit im Reichsjagdgesetz festgeschriebenen Regelungen der „Hochwildjagden“ 
und „Niederwildjagden“ mit Festschreibung von  „Hochwildgebieten“ weiter zu pflegen. Das Mufflon 
z. B. überzieht in seinem hessischen Vorkommen nahezu das  gesamte land wie ein „Schleier“. 
Von daher müssten für fast alle Jagdbezirke entsprechende Abschusspläne aufgestellt werden; die 
Beibehaltung der „Muffelwildgebiete“ ist eine archaische Form der Jagdverwaltung. Gleichermaßen 
taucht Rotwild (und irgendwann, wenn man weiterhin solche Misswirtschaft betreibt, auch Damwild) 
unerwartet in Regionen auf, in denen es zuvor nicht abundant war. So etwa auch und insbesondere 
im Ausweichen vor erhöhtem Jagddruck in „Kerngebieten“ usw. .  
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Das Vorhaben der Abschussplanregelung ist in der praktischen Umsetzung von vornherein zum 
Scheitern verurteilt. Wenn man aus Gründen der Landeskultur o.ä. etwas erreichen will, dann nur - 
so wie schon vor langer Zeit vom Vertreter des Naturschutzes im Landesjagbeirat dargelegt – 
durch Abschaffung der verwaltungsmäßigen Regelung der “Hochwildgebiete“ und Verbot der 
(Lock-) Fütterung sowie Abschussregelung nach tatsächlichem Wildvorkommen.  
Der jetzige Vorschlag zur Gesetzänderung ist Makulatur., welche lediglich dazu dient, die 
männlichen Tiere der einzelnen Wildarten dem Abschuss in den abgegrenzten Hochwildgebieten 
vorzubehalten und „die Bauernjäger“ der „niederen Jagd“ vom Abschuss der Trophäenträger 
auszuschließen. „ 
 
Sitzung 

Zusätzlich zu der vorgeschlagenen Regelung sollte noch festgelegt werden, dass außerhalb von 
Rotwildgebieten keine Hirsche frei gegeben sind. Damit soll vermieden werden, dass weibliches 
Wild nicht erlegt wird, um Hirsche neu anzusiedeln. Hirsche sollen jedoch grundsätzlich die 
Möglichkeit haben, zu anderen Rotwildgebieten zu wandern. Die sieben monatige Schonzeit trägt 
durchaus schon zur Erfüllung dieses Zieles bei.  
Gerade beim Rotwild spielt der Lebensraum und v.a. die Jagdform eine entscheidende Rolle. 
Rotwild ändert sehr schnell sein Verhalten, wenn der Druck nachlässt. Druck auf Rotwild wird v.a. 
durch die Nachtjagd auf Schwarzwild aufgebaut. Dies müsste in Rotwildgebieten unterlassen 
werden. 
 
 
Vereinigung der Jägerinnen und Jäger (LJV):  
schriftliche Stellungnahme  

„Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen finden unsere volle Zustimmung.“ 
 
Sitzung 

Der LJV sieht im vorliegenden Vorschlag den Sinn darin, dass nicht jeder Trophäenträger der ein 
Rotwildgebiet verlässt, direkt erlegt wird und nicht, dass das Rotwild außerhalb von Rotwildgebieten 
standorttreu gemacht werden soll. Es soll weiterhin gejagt werden und v.a. soll die Lockwirkung, 
durch das Nichtbejagen der Weibchen auf nachfolgende Männchen unterbunden werden. Eine 
Ausdehnung der Rotwildgebiete ist durch diesen Vorschlag nicht erkennbar. 
 

 
 
 
 
3.  In § 27 wird Absatz 6 wie folgt neu gefasst 
 

Vorschlag der SPD-Fraktion: 
 

„(6)Innerhalb des Gebietes einer Hegegemeinschaft kann die Hegegemeinschaft 
anerkannte Schweißhundeführer bestimmen, die bei der Nachsuche von Schalenwild die 
Grenzen von Jagdbezirken des Gebietes der Hegegemeinschaft sowie angrenzender 
Hegegemeinschaften unter Mitführung der Schusswaffe ohne vorherige 
Benachrichtigung der Jagdausübungsberechtigten, in deren Bezirk das kranke Stück 
Schalenwild eingewechselt ist, überschreiten dürfen. 
Die Landesvereinigung der Jäger können darüber hinaus auf Antrag nach Satz 1 
bestimmte Schweißhundeführer bestimmen, die unabhängig der Grenzen von 
Hegegemeinschaften krankes Schalenwild nachsuchen dürfen. Die Landesvereinigung 
der Jäger erstellen Bestimmungen über das Nachsuchewesen in Hessen, insbesondere 
über das Verfahren und die Voraussetzungen zur Anerkennung der Schweißhunde und 
derer Führer sowie deren Rechte und Pflichten, die von der obersten Jagdbehörde 
genehmigt werden.“ 
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Jagdgenossenschaften (VJEH): 
schriftliche Stellungnahme  

„Das Überschreiten der Jagdbezirksgrenze mit der Schusswaffe stellt einen erheblichen Eingriff in 
das nachbarschaftliche Jagdausübungsrecht und damit des Eigentumsrechtes dar. Mit der 
beabsichtigten Neufassung des Absatzes 6 erfolgt eine erhebliche Erweiterung der Rechte der 
Hegegemeinschaften und der Landesvereinigung der Jäger. 
 
Der für die Änderung als Grund angeführte Tierschutz wird von unserem Verband und unseren 
Mitgliedern anerkannt und gelebt. Es ist auch richtig, dass jagdrechtlich sicherzustellen ist, dass 
eine qualifizierte Nachsuche verletzter Wildtiere über Revier- beziehungsweise 
Hegegemeinschaftsgrenzen hinaus erfolgen kann und muss. Weshalb die Befugnis der Benennung 
der anerkannten Schweißhundeführer allerdings aus den Händen der kompetenten Jagdbehörden 
in die der Hegegemeinschaften und schließlich der Landesvereinigungen der Jäger gelegt werden 
soll, erschließt sich aus sachlichen Gründen nicht. Es sollte zumindest insoweit bei der bisherigen 
Regelung und Praxis bleiben. 

 
Darüber hinaus sind die Rechte der tangierten Jagdrechtsinhaber zu schützen. Weshalb also auf 
die Sätze 2 bis 4 des bisherigen Absatzes 6 verzichtet werden soll, ist nicht ersichtlich. Die dortigen 
Regelungen, wonach das Stück Wild zwar zu versorgen ist, es aber nicht fortgeschafft werden darf 
und der Jagdausübungsberechtigte in dessen Jagdbezirk die Nachsuche stattgefunden hat und in 
dem schließlich das Stück endgültig zur Strecke gekommen ist, nicht mehr benachrichtigt werden 
soll, ist unerfindlich. Diese an und für sich selbstverständlichen Regelungen sollten nach wie vor im 
Gesetz verankert bleiben.“ 
 

 
Kommunale und private Waldbesitzer: 
 
schriftliche Stellungnahme  

„Der Änderungsvorschlag hätte zur Folge, dass  
 

1. das Bestimmungsrecht für die „grenzüberschreitenden“ Nachsucheführer von der 
Jagdbehörde (auf Vorschlag der HG/bisher) unmittelbar auf die HG verlagert würde, 

 
2. die Schweißhundführer ihre Suche auch in angrenzenden HG fortsetzen können (im alten 

Gesetz heißt es: ...die bei der Nachsuche von Schalenwild die Grenze von Jagdbezirken ... 
überschreiten dürfen. Da mir keine Kommentierung des HJagdG vorliegt, verstehe ich das so, 
dass das nur innerhalb einer HG zulässig ist, weil schließlich auch der Änderungsantrag wie 
folgt formuliert ist: ...die bei der Nachsuche von Schalenwild die Grenzen von Jagdbezirken 
des Gebietes der HG sowie angrenzender HG ... überschreiten dürfen.), 

 
3. die Landesvereinigung der Jäger (erstaunlicherweise nicht auch: der Jägerinnen – sicherlich 

nicht der schwerwiegendste Mangel des SPD-Antrages), also der LJV, in Abstimmung mit der 
Obersten Jagdbehörde die Rahmenbedingungen für das Nachsuchewesen in Hessen 
vorgeben kann, 

 
4. die Sätze 2 (Kommt das Stück Wild dabei zur Strecke, ist es zu versorgen), 3 (Das 

Fortschaffen ist unzulässig), 4 (Jede ausgeübte Wildfolge ist sodann den 
Jagdausübungsberechtigten unverzüglich mitzuteilen, in deren Jagdbezirken die Nachsuche 
stattgefunden hat) des alten Gesetzes ersatzlos gestrichen werden. 

 
Es ist jede Änderung zu unterstützen, die dazu führt, dass krankgeschossenes (Schalen-)Wild 
schnellstmöglich von seinen Leiden erlöst wird, wenn es gleichzeitig als sichergestellt gelten darf, 
dass der Tierschutz nicht als Alibi für ansonsten unzulässige „bewaffnete Pirschgänge“ in fremden 
Revieren herhalten muss. Das erscheint mir durch die vorgeschlagenen Regelungen gewährleistet. 
Ich halte es für unerheblich, ob die Jagdbehörde, die HG oder der LJV den Schweißhundführer 
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bestellt, insofern kann diesen Änderungen bis hierher zugestimmt werden (auch wenn der neue 
Text schwerfällig und zäh daherkommt). 
 
Zu beanstanden ist, dass die Sätze 2 bis 4 des alten Gesetzes in Wegfall kommen sollen. Dieses 
wäre aus Fleischhygienegesichtspunkten abzulehnen (Satz 2; auch wenn das BJG eine 
entsprechende Verpflichtung enthält). Überdies käme es einer Aufweichung des Aneignungsrechts 
(Satz 3) gleich und ließe auch die Mitteilungspflicht über erfolgte Nachsuchen entfallen (Satz 4), 
was nach heutiger Rechtslage ein Gesetzverstoß wäre und in meinen Augen unbedingt bleiben 
muss.“ 

 
Sitzung 

Das Anerkennen von Schweißhundeführern muss der Jagdbehörde obliegen - nicht den  
Hegegemeinschaften  und den Landesvereinigungen der Jägerinnen und Jäger.  
Die Jagdbehörde muss ein Verzeichnis aller anerkannten Schweißhundeführer erstellen und dieses 
allen Jagdausübungsberechtigten zur Verfügung stellen.  
Es wird dem VJEH zugestimmt, dass die Mitteilungspflicht für zwingend notwendig erachtet wird. 
Diese kann nicht ersatzlos gestrichen werden. 

 
 

Ehrenamtlicher Naturschutz:  
schriftliche Stellungnahme  

„Auch hier muss auf frühere Eingaben und Sitzungsprotokolle des Landesjagdbeirates verwiesen 
werden. Von Naturschutzseite waren lange vor der Änderung des GG die Tierschutzbelange 
angemahnt worden, denen die Revierreglung als Hindernis bei Nachsuchen  
nicht im Wege stehen darf. Dass dieses nun in der Gesetzesinitiative endlich aufgegriffen wird, ist 
uneingeschränkt zu begrüßen. – Endlich! Mit Blick auf das zu erwartende EGMR-Urteil wird sich da 
ohnehin für die Zukunft eine umfassende Regelung ergeben müssen, wenn dann auch nicht 
bejagte Gebiete hinzu kommen werden.“ 
 
 
Vereinigung der Jägerinnen und Jäger (LJV):  
schriftliche Stellungnahme  

„Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen finden unsere volle Zustimmung.“ 
 
 
 
Landesjagdbeirat: 
Einstimmig kommt der Landesjagdbeirat zu dem Ergebnis, dass die Sätze 2 bis 4 des 
aktuell gültigen § 27 Abs. 6 HJagdG zwingend beibehalten werden müssen.  
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4. § 30 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
 

Vorschlag der SPD-Fraktion: 
 

a.  In Satz 1 werden die Wörter „sowie mit Genehmigung der Jagdbehörde“ gestrichen. 
 
b.  Es wird folgender Satz 2 eingefügt: „Die Fütterung zur Bejagung ist der Jagdbehörde 

schriftlich anzuzeigen“. 
 

 
 
Hessischer Bauernverband: 
Sitzung 

Der Hessische Bauernverband begrüßt grundsätzlich alles was der Jägerschaft und der 
Jagdausübung dient, so lange damit keine Probleme in Bezug auf Wildschäden zu erwarten sind. 
 

 
Jagdgenossenschaften (VJEH): 
schriftliche Stellungnahme  

„Auch diese Regelung stellt eine Maßnahme zur Entbürokratisierung dar, hier allerdings ohne den 
Jagdbehörden die notwendigen Handlungsmöglichkeiten zu nehmen. Diese Regelung erscheint als 
sachgerecht und wird von uns begrüßt.“ 
 

 
Kommunale und private Waldbesitzer: 
schriftliche Stellungnahme  

„Ich halte den Wegfall des Genehmigungsvorbehaltes durch die Jagdbehörde für höchst 
problematisch. Dem gelegentlich vorgetragenen Argument der Entlastung der Verwaltung kann ich 
mich nicht anschließen. Im Gegenteil: Es würde weitaus aufwändiger für die Jagdbehörde sein, 
unerwünschte Fütterungen (von denen viele nur vorgebliche Schwarzwildfütterungen sein dürften) 
zu unterbinden, wenn das denn dann überhaupt noch möglich wäre. Derzeit ist eine ungenehmigte 
Fütterung ein Gesetzverstoß, der der Behörde einen Beseitigungsanspruch gibt. Künftig wäre der 
Nachweis schwieriger zu führen, wären die Diskussionen ausschweifender.“ 

 
Sitzung 

Diese vorgeschlagene Regelung geht in die absolut falsche Richtung. Sie würde das Problem mit 
der nicht sachgerechten Fütterung nur verschärfen.  
Es müssen der Vollzug der bisherigen Regelungen verbessert und die rechtswidrigen Auswüchse 
unterbunden werden.  
Es drängt sich der Eindruck auf, dass man durch den Wegfall der Genehmigungspflicht, nur die 
bislang schon praktizierten, rechtswidrigen Handlungen bei der Kirrung legalisieren möchte. 
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Ehrenamtlicher Naturschutz:  
schriftliche Stellungnahme  

„Dass man noch immer sich mit der Thematik der Wildfütterung auseinandersetzt, anstatt diesen 
wildbiologisch-ökologischen und evolutionären Popanz endlich zu unterbinden (s. alte Unterlagen 
zum Landesjagdbeirat), ist bedauerlich. Der dazu aufgebaute Verwaltungspopanz ist geradezu 
lächerlich. Insofern ist es ein Positivum der vorliegenden Gesetzesinitiative, den kostspieligen 
Verwaltungsballast abzuwerfen. Die Praxis sieht da ohnehin ganz anders aus: Jeder füttert doch - 
wenn er will - wann, wo und wie viel und womit er will; ob mit oder ohne jagdbehördliche Erlaubnis. 
 
Nicht die Anzeige der Fütterung, sondern die Festlegung der Fütterung auf von der Jagdbehörde 
festgesetzte Notzeiten ist sinnvoll. 
Fütterung von Schwarzwild ist generell abzulehnen. Kirrungen weiter einschränken und keine 
Fässer, Tonnen, Kisten oder Betonplatten verwenden“ 
 
 
Vereinigung der Jägerinnen und Jäger (LJV):  
schriftliche Stellungnahme  

„Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen finden unsere volle Zustimmung.“ 
 
 
 
 
5. In § 43  wird die Nummer 3 wie folgt neu gefasst:  
  

Vorschlag der SPD-Fraktion: 
 

„3. Jagd- und Schonzeiten nach § 22 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 Satz 2 
Bundesjagdgesetz; entgegen § 22 Abs. 1 Satz 3 Bundesjagdgesetz können Jagdzeiten 
jedoch abweichend von einer vom Bundesminister oder der Bundesministerin erlassenen 
Rechtsverordnung über die Jagdzeiten nach § 22 Abs. 1 Bundesjagdgesetz auch 
verlängert werden.“ 
 

 
Landesbetrieb Hessen-Forst 
schriftliche Stellungnahme  

„Die Option, Jagdzeiten zu verlängern, gibt dem VO-Geber erheblichen Handlungsspielraum. Wenn 
dies geregelt ist, können auf unkomplizierte Weise auch Jagdzeiten im Sinne der Waldbesitzer 
geregelt werden.“ 
 
 
Jagdgenossenschaften (VJEH): 
schriftliche Stellungnahme  

„Die vorgeschlagene Regelung ermöglicht es, in Hessen notwendige Ausweitungen der Jagdzeiten 
vorzunehmen. Sie wird aus diesem Grunde begrüßt.“ 
 
 
Kommunale und private Waldbesitzer: 
schriftliche Stellungnahme  

„Eine Ermächtigung des Landesgesetzgebers, die Jagdzeiten über die in der Bundes–
Schonzeitenverordnung (ich hoffe, die heißt tatsächlich so) geregelten Zeiten hinaus zu verlängern, 
wäre in hohem Maße begrüßenswert und ein Einstieg in die Synchronisierung des 
Rehwildabschusses im Winter (Stichwort: Verlängerung der Bockjagd).“ 
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Ehrenamtlicher Naturschutz: 
schriftliche Stellungnahme  

„Die Eröffnung von beliebiger Möglichkeit zur Verlängerung der Jagdzeiten über den 
Bundesrahmen hinaus ist strikt abzulehnen. 
 
Es gibt kaum ein zivilisiertes Land auf der Welt, in dem noch weiter ausgedehnte 
Jagdzeitenregelungen herrschen als in Deutschland. Das Ergebnis ist ein unsäglich hoher 
Jagddruck, der nicht nur die jeweils verfolgte Wildart bedrängt sondern alle andern im bejagten 
Gebiet vorkommenden Tierarten. Die schier endlose Präsenz von Jäger in der freien Landschaft 
stellt einen der schädlichsten Störfaktoren überhaupt dar (s. a. dazu frühere Unterlagen des 
Landesjagdbeirates!). Es ist auch keineswegs ein Zeichen der „ökologischen Jagdausübung“, 
sondern die pure Jagdwut sich „ökologisch“ nennender  Jagdausübender, über Verlängerte 
Jagdzeiten überhöhten Wildbeständen entgegen zu treten. Das Gegenteil ist richtig: Kurze 
Jagdzeiten mit resultierendem verminderten Jagddruck lassen jagdliche Effektivität und Effizienz 
steigen, dafür dem Wild und anderen freilebenden Tieren die nötige Ungestörtheit.     
 
Es sollte anstatt dieser, von banaler Unkenntnis zeugender, Initiative einer Jagdzeiten-
Verlängerung in Umkehrung des Grundgedankens eine grundsätzliche Verkürzung aller Jagdzeiten 
auf alle Wildarten herbeigeführt werden. – Wenn man zuvor auf den Verfassungsrang des 
Tierschutzes verweist, dann sollte man hier auch Konsequenz üben und allen Tieren den nötigen 
Schutz vor unsäglicher Verfolgung rund um das Jahr gewähren. Andernfalls man sich selbst Lügen 
straft mit dem Verweis auf den Verfassungsrang des Tierschutzes.“ 
 
 
Vereinigung der Jägerinnen und Jäger:  
schriftliche Stellungnahme  

„Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen finden unsere volle Zustimmung.“ 
 
 
 
 
Landesjagdbeirat 
Der Landesjagdbeirat stimmt einstimmig der vorgeschlagenen Gesetzesänderung zu.  
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Artikel 2  
Änderung der Verordnung über die Wildfütterung 
 
Vorschlag der SPD-Fraktion: 
 
1. § 1 wird wie folgt geändert:  
 

a.  In Satz 1 wird der Satzteil „(mit nicht mehr als 30% Anteil von Obsttrestersilagen)“ 
gestrichen 

 
b. In Satz 2 werden die Wörter „mit Raufutter kombiniert“ gestrichen 
 
 

2. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a. Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Die Fütterung zur Bejagung ist der Jagdbehörde schriftlich anzuzeigen“ 
 
b. Satz 2 wird gestrichen 
 

 
 
Jagdgenossenschaften (VJEH): 
schriftliche Stellungnahme  

„Die in § 1 der Verordnung vorgesehene Streichung des Satzteils „(mit nicht mehr als 30 % Anteil 
von Obsttrestersilagen)“ führt ebenso wie die Streichung der Wörter „mit Raufutter kombiniert“ in 
dessen Satz 2 zu einer Erweiterung der Fütterungsmöglichkeiten. Gleiches gilt für die Änderung 
des § 2 Absatz 2 in der vorgesehenen Weise. 
 
Die Fütterung sollte insgesamt restriktiv erfolgen, und nur dort, wo sie unbedingt notwendig ist. 
Beim Schwarzwild ist die Entbürokratisierung der Anlage von Kirrungen zu begrüßen. Es muss 
allerdings sichergestellt werden, dass den Jagdbehörden nach wie vor die Möglichkeit der 
Befristung und der Auflagen eingeräumt wird. Auch die Möglichkeit, die § 2 Absatz 2 Satz 2 
vorsieht - nämlich dass Sachkundige und die Hegegemeinschaften Vorschläge für abgestimmte  
Kirrungskonzepte unterbreiten können - sollte in der Verordnung erhalten bleiben. Es ist unbedingt 
darauf hinzuwirken, dass Kirrungen und Fütterungen nicht missbraucht werden. Letztes ist 
allerdings weniger ein Problem der rechtlichen Grundlagen als eines der Kontrollen und Ahndung.“ 
 
 
Hessischer Bauernverband: 
Sitzung 

Was das Wild stärkt, wird grundsätzlich begrüßt. Aber es darf damit kein Wildbestandsaufbau 
erfolgen und eine Erhöhung der Wildschäden damit verbunden sein. 
 

 
Kommunale und private Waldbesitzer: 
Schriftliche Stellungnahme 

„Ich habe bisher nicht den Eindruck gewonnen, dass Schalenwild in Deutschland der Fütterung 
bedarf, insofern sehe ich keine Veranlassung, Beschränkungen aufzuheben. Die Begründung 
„zumal Rehwild in der Regel kein Raufutter aufnimmt“ lässt den Schluss zu, dass das Rehwild dann 
auch keinen Hunger leidet, wodurch wiederum die Notwendigkeit zur Fütterung entfällt.“ 

 
Sitzung 

Der vorgeschlagenen Regelung kann, wie bereits erwähnt, nicht zugestimmt werden.  
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Die bestehenden Regelungen müssen noch weiter verschärft werden: 
• Grundsätzlich müssen Kirrungen und Ablenkfütterung getrennt sein. Derzeitige Regelung bei 

den Ablenkfütterungen lädt regelrecht dazu ein, ein Kirrungskonzept zu unterlaufen. 
• Futter zur Verminderung einer akuten Nahrungsknappheit muss von allen 

Jagdausübungsberechtigten gleichzeitig ausgebracht werden (gemeinsames 
Fütterungskonzept). Das Verhindern der Abschussplanerfüllung durch das vorzeitige Füttern 
des Jagdnachbarn muss unterbunden werden.  

 
 
Ehrenamtlicher Naturschutz: 
schriftliche Stellungnahme  

„Es wurde dazu oben schon ausgeführt: Es sollte endlich jegliche Wildfütterung, auch dies der 
„Lockfütterung“, „Ablenkungsfütterung“ und wie man sonst diesen grenzenlosen Unfug benennt, 
generell untersagt werden.  
 
Für tatsächliche „Notzeiten“ bieten sich weitaus probatere Mittel an, um tatsächlich in Not 
geratenen Tieren aus Tierschutz- und ethischen Gründen zu helfen (z. B. das Aufbrechen einer 
verharschten Schneedecke mit dem Schneepflug, um dem Wild das Ziehen zu der zugleich frei 
gelegten Nahrung zu ermöglichen). Wildfütterung, ob mit oder ohne behördliche Erlaubnis, ist 
absolut Fehl am Platze. Echte Not des Wildes, die ein ethisch begründetes Eingreifen verlangt, tritt 
in unseren Breiten so selten auf, dass ein grundsätzliches Verbot der Wildfütterung – welche ja 
ohnehin nur auf „begehrte“ Wildarten (Schalenwild, Fasan) abstellt und vorrangig das Ziel der 
Anlockung oder des Haltens des Wildes im eigenen Jagdbezirk beinhaltet – ethisch absolut 
gerechtfertigt ist (s. dazu auch die früheren Unterlagen des Jagdbeirates).“ 
 
 
 
Vereinigung der Jägerinnen und Jäger (LJV):  
schriftliche Stellungnahme  

„Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen finden unsere volle Zustimmung. Bei der 
Änderung der Verordnung über die Wildfütterung in Artikel 2 des Gesetzentwurfs schlagen wir 
folgende Ergänzung vor: 
 
§ 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„Die Anzahl der Kirrstellen wird auf eine Kirrstelle pro Jagdbezirk begrenzt. In Jagdbezirken mit 
über 100 ha Waldfläche kann pro angebrochene 100 ha Waldfläche eine weitere Kirrstelle 
eingerichtet werden. Abweichend hiervon wird in Rotwildgebieten die Zahl der Kirrstellen auf eine 
Kirrstelle pro angebrochene 250 ha Waldfäche begrenzt. In Rotwildgebieten sollen die Kirrstellen 
einen ausreichenden Abstand zu den Äsungsflächen des Rotwildes haben (zur Vermeidung von 
Störungen des Rotwildes bei der Schwarzwildbejagung an den Kirrstellen). Die Futtermenge wird 
auf den Zugriff von 1 kg/Tag und Kirrung beschränkt; dies gilt entsprechend auch für die 
Ausbringung in Rolltonnen, in Pendelfutterautomaten oder Ähnlichem. 
Der Absatz 3 wird Absatz 4. 
In § 5 Nr. 2 werden die Worte „Abs. 1 oder 3“ gestrichen. 
§ 5 Nr. 3 wird gestrichen. Die Nr. 4 - 6 werden Nr. 3 – 5.“ 
 
Begründung: Die vorgeschlagene Ergänzung entspricht weitgehend der bisherigen Regelung in 
Ziff. 2 des Sammelerlasses zum Hessischen Jagdgesetz vom 23.12.2005 (StAnz. 2006, S. 238), so 
dass sich an der bisher geltenden Praxis der Kirrung wenig ändert. Durch die Regelung in einer 
Verordnung werden die Bestimmungen für jeden Jagdausübungsberechtigten jedoch verbindlich, 
ohne dass es noch einer Verfügung durch die Jagdbehörden bedarf.“ 
 
 
Zu den Artikel 3 und 4 des Vorschlags der SPD-Fraktion keine Anmerkungen. 
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Bankkonto: Sparkasse Oberhessen, BLZ 518 500 79, Konto-Nr.: 270 544 12 

 
 
 
   
Landesjagdverband Hessen e.V. • Postfach 16 05 • 61216 Bad Nauheim 

 
Hessischer Landtag 
Postfach 32 40 
 
65022 Wiesbaden 
 
per E-Mail: K.Thaumueller@ltg.hessen.de 
 
 
Az.: Datum 
Mi/Tü 14.04.2010 
 
 
 
Schreiben vom 23.03.2010 - Az.: TA 23 
Anhörung durch den Ausschuss für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
des Hessischen Landtags zu dem 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz z ur Änderung des Hessischen 
Jagdgesetzes – Drucks 18/1638 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu dem o.g. Entwurf zur Änderung 
des Hessischen Jagdgesetzes. 
Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD wird von uns uneingeschränkt begrüßt, da er an 
den bewährten Strukturen und an den im Bundesjagdgesetz und Hessischen Jagdgesetz 
verankerten Eckpunkten nichts ändert, aber einer Verbesserung der Jagdpraxis, der 
Verwaltungsvereinfachung sowie dem Abbau der Bürokratie dient. 
Der Gesetzentwurf beruht auf den Aussagen und Zusagen der Parteien auf die LJV-
Wahlprüfsteine zur Landtagswahl und den mit den Fraktionen geführten Gesprächen und 
sollte daher parteiübergreifend, gegebenenfalls mit einigen kleineren von uns 
vorgeschlagenen Ergänzungen, so vom Hessischen Landtag beschlossen werden. 
 
Die Tatsache, dass das Hessische Jagdgesetz bis Ende 2012 befristet ist, bedeutet nicht, 
dass man es vorher nicht ändern kann. Sinn der Befristung ist, Gesetze alle 5 Jahre zu 
evaluieren und gegebenenfalls von „Altlasten“ zu befreien, nicht jedoch notwendige 
Änderungen vorzeitig zu verhindern.  
Nachdem die Änderungsvorschläge parteiübergreifend weitgehend positiv gesehen werden 
und auch in dem Arbeitsgespräch mit den betroffenen Verbänden am 18. November 2009 
im Hessischen Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
grundsätzlich Zustimmung gefunden haben, würde es auf großes Unverständnis bei der 
hessischen Jägerschaft stoßen, wenn die Vorschläge zur Änderung des Hessischen 
Jagdgesetzes und die daraus folgenden Änderungen der entsprechenden Verordnungen 
erneut auf die lange Bank geschoben würden und anschließend im Wahlkampf untergingen. 
Wir halten daher zum jetzigen Zeitpunkt eine entsprechende, noch weitgehend 
unumstrittene, Jagdgesetzänderung für richtig. 
 

LANDESJAGDVERBAND Hessen e.V.  
          
       Im Deutschen Jagdschutzverband 
           Landesvereinigung der Jäger 
      -gesetzlich anerkannter Naturschutzverband- 
 
              D E R    P R Ä S I D E N T 

61231 Bad Nauheim 
Am Römerkastell 9 
 
Postanschrift:  
61216 Bad Nauheim 
Postfach 16 05 
 
� (0 60 32) 20 08 + 20 09 + 93 61-0 
� Fax: (0 60 32) 42 55 
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Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen finden unsere volle Zustimmung. Bei 
der Änderung der Verordnung über die Wildfütterung in Artikel 2 des Gesetzentwurfs 
schlagen wir folgende Ergänzung vor: 
 
§ 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„Die Anzahl der Kirrstellen wird auf eine Kirrstelle pro Jagdbezirk begrenzt. In Jagdbezirken 
mit über 100 ha Waldfläche kann pro angebrochene 100 ha Waldfläche eine weitere 
Kirrstelle eingerichtet werden. Abweichend hiervon wird in Rotwildgebieten die Zahl der 
Kirrstellen auf eine Kirrstelle pro angebrochene 250 ha Waldfäche begrenzt. In 
Rotwildgebieten sollen die Kirrstellen einen ausreichenden Abstand zu den Äsungsflächen 
des Rotwildes haben (zur Vermeidung von Störungen des Rotwildes bei der 
Schwarzwildbejagung an den Kirrstellen). Die Futtermenge wird auf den Zugriff von 1 
kg/Tag und Kirrung beschränkt; dies gilt entsprechend auch für die Ausbringung in 
Rolltonnen, in Pendelfutterautomaten oder Ähnlichem. 
 
Der Absatz 3 wird Absatz 4. 
 
In § 5 Nr. 2 werden die Worte „Abs. 1 oder 3“ gestrichen. 
§ 5 Nr. 3 wird gestrichen. Die Nr. 4 - 6 werden Nr. 3 – 5.“ 
 
Begründung 
Die vorgeschlagene Ergänzung entspricht weitgehend der bisherigen Regelung in Ziff. 2 des 
Sammelerlasses zum Hessischen Jagdgesetz vom 23.12.2005 (StAnz. 2006, S. 238), so 
dass sich an der bisher geltenden Praxis der Kirrung wenig ändert. Durch die Regelung in 
einer Verordnung werden die Bestimmungen für jeden Jagdausübungsberechtigten jedoch 
verbindlich ohne dass es noch einer Verfügung durch die Jagdbehörden bedarf. 
 
Darüber hinaus schlagen wir folgende Änderungen vor : 
 
1.) Schwarzwildbejagung 

Bei Abwesenheit des/der Jagdausübungsberechtigten (z.B. auswärtiger Jagdpächter) 
oder wenn kein Jagdschutzberechtiger (=bestätigter Jagdaufseher nach § 25 BJagdG) 
vorhanden ist, sollte die Möglichkeit bestehen, auch kurzfristig von 
Jagdausübungsberechtigten (Jagdpächter, Eigenjagdbesitzer) bestellte zuverlässige 
Jäger mit der Begleitung von Jagdgästen und der Durchführung von 
Gesellschaftsjagden zu beauftragen. Solche zuverlässigen Jäger sind in fast allen 
Revieren vorhanden. Sie besitzen zwar i.d.R. einen Jagderlaubnisschein, können im 
Revier jagen und erledigen die Revierarbeiten, sie sind jedoch jagdrechtlich als 
Jagdgäste anzusehen und dürfen daher selbst keine anderen Jagdgäste begleiten. 
Dadurch kommt es vielfach zu der Situation, dass zu Schaden gehendes Schwarzwild in 
Maisfeldern nicht entsprechend bejagt werden kann. Auch wäre es wünschenswert 
kurzfristig im Revier vorhandene Schwarzwildrotten bei Mondschein oder an Dickungen 
im Rahmen einer gemeinsamen Ansitz- bzw. Gesellschaftsjagd bejagen zu können. 
Die in § 31 Abs. 1 HJagdG genannten „Jagdaufseher sind nicht „Jagdschutzberechtigte“ 
i.S. von § 12 Abs. 4 HJagdG. Die derzeitige Formulierung in § 31 HJagdG ist unklar und 
hat in der Vergangenheit zu Missverständnissen und z.T. erheblichem Schriftverkehr mit 
Jagdbehörden geführt. 
Auch nach Auffassung der Obersten Jagdbehörde sollte eine entsprechende 
Klarstellung im Gesetz erfolgen. 
 
Wir schlagen daher folgende Änderungen vor: 
 
§ 12 Abs. 4 HJagdG: 
„Soweit Jagdgäste die Jagd ohne Begleitung von Jagdausübungsberechtigten, von ihren 
beauftragten Jagdschutzberechtigten oder nach § 31 Abs. 1  bestellten Jägern ausüben, 
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haben sie einen auf sie ausgestellten Jagderlaubnisschein bei sich zu führen und auf 
Verlangen vorzuzeigen!“ 
 
§ 31 HJagdG: 
Überschrift: „ Bestellte Jäger, Jagdschutzberechtigte, Berufsjäger“ 
Abs. 1:  „Jagdausübungsberechtigte können volljährige, zuverlässige Jäger bestellen, 
die bei Abwesenheit der Jagdausübungsberechtigten insbesondere unaufschiebbare 
Maßnahmen bei der Versorgung von krankem, verletztem oder verendetem Wild 
durchzuführen haben und Jagdgäste begleiten (§ 12 Abs. 4) können. Die Bestellung 
muss schriftlich erfolgen und ist bei der Ausübung der übertragenen Aufgaben 
mitzuführen und auf Verlangen vorzuzeigen.“ 
 
Abs. 2 wird Abs. 3 
 
Neuer Abs. 2 Satz 1: „Die Bestellung von Jagdaufsehern nach § 25 Abs. 1 Satz 1 
Bundesjagdgesetz bedarf der Bestätigung durch die Jagdbehörde.“ 
 
Satz 2 bleibt wie bisher 
 
Abs. 4 und 5 bleiben wie bisher 
 
 

2.) Ausbildung und Prüfung von Jagdgebrauchshunden 
Das Jagdgesetz verpflichtet in § 28 Abs. 1 HJagdG bei der Jagd brauchbare Jagdhunde 
zu verwenden. Dieser Pflicht kann die Jägerschaft nur nachkommen, wenn sie Hunde 
auch entsprechend ausbilden und prüfen kann. Nachdem die Regelung in § 1 BJagdG 
zur Jagdausübung die Jagdhundeausbildung und –prüfung nicht ausdrücklich erwähnt, 
ist in der Rechtsprechung umstritten, ob die Hundeausbildung und –prüfung im Rahmen 
waidgerechter Jagdausübung erfolgt oder nicht.  
Es wäre daher wünschenswert, wenn eine Klarstellung im HJagd G erfolgt, wie dies 
beispielsweise im Niedersächsischen Jagdgesetz (§ 4 Abs. 4) oder im Waffengesetz (§ 
13 Abs. 6) bereits entsprechend geregelt ist. 
 
Hierzu schlagen wir vor: 
 
§ 28 HJagdG wird durch folgenden Absatz 3 ergänzt:  
„Außerhalb befriedeter Bezirke ist die Ausbildung von Jagdhunden zur Ablegung von 
Gebrauchs-, Brauchbarkeits- und Zuchtprüfungen Jagdausübung. Entsprechendes gilt 
für die Prüfung.“ 
 
 

3.) Jagd- und Schonzeiten 
Nach Änderung des § 43 Nr. 3 HJagdG sollten die Jagdzeiten für folgende Wildarten 
neu festgelegt werden: 
Der Dachs  hatte unter der Begasung von Fuchsbauten, zur Bekämpfung der Tollwut bis 
in die 70er Jahre gelitten. Von 1969 bis 1985 wurde der Dachs daher in Hessen unter 
ganzjährige Schonung gestellt. In der Schonzeit hatte sich der Dachs bis 1985 aber nur 
unwesentlich in seinem Bestand erholt. Wegen der Verbesserung seiner 
Nahrungsgrundlagen (Maisanbau) hat sich die Dachspopulation trotz Wiedereinführung 
einer Jagdzeit seit 1985 vervielfacht. Wurden 1985 lediglich ca. 500 Dachse in Hessen 
erlegt, ist die Strecke mittlerweile auf über 4.000 jährlich angestiegen. Dies zeigt, dass 
die seit Jahren bestehende kurze Jagdzeit nicht ausreichend ist und ein weiterer Anstieg 
von Dachsschäden auf landwirtschaftlichen Kulturen zu befürchten ist. 
 
Die derzeitige Jagdzeit für Ringeltauben  vom 01.11. bis 20.02. ist zur Schadensabwehr 
in landwirtschaftlichen Kulturen ungeeignet, da diese zu Zeiten der 
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Schadensverursachung nicht bejagt werden dürfen. Die derzeitige kurze Jagdzeit beruht 
auf den langen Brutzeiten dieser Wildart und ist durch Vorschriften der EU bedingt. 
Ausnahmen sind nur zur Schadensabwehr und auf nicht brütende Tauben möglich. Alt- 
und Jungtauben sind aufgrund der vorhandenen bzw. fehlenden Halsringe gut zu 
unterscheiden. 
 
Grau- und Kanadagänse verursachen ebenfalls z.T. erhebliche Schäden an 
landwirtschaftlichen Kulturen und sollten daher in Hessen, wie auf Bundesebene, bis 
Mitte Januar bejagt werden dürfen. In der Zeit von 01.08. bis 31.10. könnte 
gegebenenfalls in Rastgebieten seltener Zugvögel regional die Bejagung eingeschränkt 
werden. 
 
Höckerschwäne und Waldschnepfen  haben nach der Bundesjagdzeitenverordnung 
eine Jagdzeit. Nach der Rechtsprechung (OVG SH 12.08.2004, JE VI Nr. 62; VG Berlin  
27.03.2008, JE I Nr. 107) können die Länder die vom Bund festgesetzten Jagdzeiten 
nicht ohne besondere Gründe abkürzen oder aufheben. Die „besonderen Gründe“ 
müssen landesspezifischer Natur sein. Solche Gründe sind bei diesen Wildarten in 
Hessen nicht ersichtlich. Es ist daher auch in Hessen die vorgegebene Bundesjagdzeit 
festzusetzen.  
 
Für die Nilgans  ist seit langem die Aufnahme ins Jagdrecht zugesagt. Die Nilgans hat 
sich in Hessen stark vermehrt und muss als Neozoon, die andere heimische 
Wasservogelarten verdrängt bzw. in ihren Habitaten schädigt, bejagt werden können. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich bei der Nilgans um eine Gänse- oder Entenart 
handelt.  
 
Die Verlängerung, Abkürzung oder Aufhebung von Jagdzeiten für andere Wildarten wird 
von uns derzeit abgelehnt. Insbesondere eine Verlängerung der Jagdzeit für Rehböcke  
über die festgesetzte Bundesjagdzeit hinaus ist in Hessen nicht zulässig, da 
landesspezifische Gründe hierfür fehlen. Eine effektivere Bejagung des Rehwildes im 
Winter ist kein solcher Grund. Die Verlängerung der Jagdzeit auf Rehböcke ist auch 
schon deshalb nicht notwendig, da der behördlich festgesetzte Abschussplan für diese 
bisher immer bis Oktober eines jeden Jahres erfüllt wird. 
 
Wir schlagen daher folgenden neuen Artikel 3 des Gesetzentwurfs vor: 
 
„Änderung der Verordnung über die Bestimmung weiter er Tierarten, die dem 
Jagdrecht unterliegen und über die Änderung der Jag dzeiten 
vom 3. März 1999 (GV Bl. I S. 2009) zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. August 
2007 (GV Bl. I S 540) 
Die Verordnung wird wie folgt geändert: 
1) § 1 wird wie folgt geändert: 

a.) In Abs. 1 wird vor den Worten Rabenkrähe und Elster das Wort „Nilgans“ 
eingefügt, 

b.) In Abs. 2 wird als Satz 2 eingefügt: „Nilgänse dürfen in der Zeit vom 1. August 
bis 15. Januar bejagt werden.“ 

2) § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a.) Nach Nr. 3 wird folgende neue Nr. 4 eingefügt: „Dachse vom 1. August bis 31. 

Januar“ 
b.) Nr. 4 bis 6 werden Nr. 5 bis 7 
c.) Neue Nr. 7 erhält folgende Fassung: „Grau- und Kanadagänse vom 1. August 

bis 15. Januar“ 
d.) Als neue Nr. 8 wird angefügt:  

„Ringeltauben alt  vom 28. August bis 31. März mit der Maßgabe, dass die 
Jagd vom 28. August bis 31. Oktober und vom 21. 
Februar bis 31. März nur zur Schadensabwehr und nur 
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auf Alttauben ausgeübt werden darf, die auf 
landwirtschaftlichen Flächen einfallen.  

Ringeltauben jung ganzjährig mit der Maßgabe, dass die Jagd vom 21. 
Februar bis 31. Oktober nur zur Schadensabwehr und 
nur auf Jungtauben ausgeübt werden darf, die auf 
landwirtschaftlichen Flächen einfallen. 

3) § 2 Abs. wird wie folgt geändert: Die Worte „für Waldschnepfen“ und „für 
Höckerschwäne“ werden gestrichen.“ 

 
 

4.) Jägerprüfung und Falknerprüfung, Öffentlichkeitsarb eit  
Die Organisation und Durchführung der Jägerprüfung  ist bereits in Baden-Württemberg 
und Brandenburg den dortigen Landesjagdverbänden übertragen. In mehreren anderen 
Bundesländern ist eine solche Übertragung beabsichtigt. 
Die Einführung einer Falknerprüfung  im Rahmen der Jägerprüfungsordnung ist seit 
langem vom zuständigen Ministerium zugesagt. Der Entwurf einer 
Falknerprüfungsordnung liegt dem Ministerium ebenfalls seit langem vor und wurde 
bisher leider nicht umgesetzt. 
Die Übertragung der Organisation und Durchführung der Jägerprüfung und 
Falknerprüfung auf die anerkannten Landesvereinigungen der Jägerinnen und Jäger 
dienen dem Abbau staatlicher Überregulierung, der Selbstverwaltung der Jägerschaft 
sowie dem Bürokratie- und Verwaltungsabbau. 
Ausbildung und Durchführung der Falknerprüfung könnte in der Aus- und 
Fortbildungsstätte am Jagdschloss Kranichstein ohne höheren Kosten- und 
Personalaufwand erfolgen. 
 
Die Öffentlichkeitsarbeit  stellt einen wesentlichen Beitrag zur Akzeptanz der Jagd in 
Staat und Gesellschaft dar und dient damit der Förderung des Jagdwesens. Der 
Landesjagdverband betreibt seit vielen Jahren mit hohem Aufwand eine entsprechende 
Öffentlichkeitsarbeit. Dieser Aufwand wurde in der Vergangenheit auch immer aus den 
nach § 16 Abs. 2 HJagdG von der Jägerschaft aufgebrachten zweckgebundenen Mitteln 
aus der Jagdabgabe von der Obersten Jagdbehörde bezuschusst. 
In jüngster Vergangenheit wurde allerdings teilweise die Auffassung vertreten, dass 
diese Arbeit nicht mehr bezuschusst werden könne, da die Öffentlichkeitsarbeit nicht zu 
den nach der Verordnung übertragenen Aufgaben gehöre. Es ist daher dringend 
notwendig, die nach der Verordnung übertragenen Aufgaben entsprechend zu 
ergänzen. 
 
Wir schlagen daher folgenden neuen Artikel 4 des Gesetzentwurfs vor: 
 
„Änderung der Verordnung über die Übertragung von A ufgaben des Jagdwesens 
nach § 41 Abs. 2 des Hessischen Jagdgesetzes und üb er die Zusammensetzung 
der Jagdbeiräte  
vom 24. Juni 1997 (GVBl. I S. 253), zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. August 
2007 (GVBl. I S. 540) 
 
Die Verordnung wird wie folgt geändert: 
§ 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert 

a.) Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 
„die Organisation, Durchführung und Ausbildung nach der jeweils gültigen 
Jägerprüfungsordnung und Falknerprüfungsordnung,“ 

b.) Folgende Nr. 8 wird angefügt: 
„Öffentlichkeitsarbeit zur Förderung des Jagdwesens“. 

 
Nach einfügen der Artikel 3 und 4 würden die bisherigen Artikel 3 und 4 des 
Gesetzentwurfs Artikel 5 und 6. 
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Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie den von der SPD-Fraktion eingebrachten 
Gesetzentwurf mit den von uns vorgeschlagenen Ergänzungen beschließen würden. Die 
Änderungsvorschläge dienen einer praxisgerechten entbürokratisierten Jagdausübung ohne 
wesentliche Änderung des Inhalts und der Eckpunkte der bewährten derzeitigen 
Jagdgesetzgebung in Hessen. 
 
 

 
Mit freundlichen Grüßen  

 

 
 
Dietrich Möller 
 
 

AV ULA/18/7 Nr. 21 - Seite 113



file:///M|/Ausschüsse/ULA/Anhörungen/18-1638%20-%20Jagdgesetz/Stellungnahmen/AV2/Sonstige%20Dateien/Anlage%204_Ergänzende%20Änderungsvorschläge%20Ehrenamtlicher%20Naturschutzl.txt

Von: Schmoll, Heinz-Jürgen (Forst)
Gesendet: Freitag, 16. April 2010 13:56
An: Rausch, Yvonne (HMUELV)
Betreff: WG: Jagdgesetz

Hallo Frau Rausch,
Ich werde am Montag an der Sitzung des Jagdbeirates teilnehmen. 

Nachfolgend einige Punkte, die ich zum Jagdgesetz vorschlagen möchte.
Kommt leider etwas verspätet, da ich krank gewesen bin. 

Mit freundlichen Grüßen

Heinz-Jürgen Schmoll
Für die Naturschutzverbände

c/o Forstamt Wolfhagen  
Schützenberger Str. 74  
34466 Wolfhagen 
Tel.: 05692-9898-0 (DW -14) - Fax: -40 - Handy: 0160-4706230
E-Mail-Adresse: wald2010@arcor.de  

Hollo Heinz-Jürgen,
hab Dank für die Anregungen, wir finden es gut wenn Du die Punkte so vorträgst.
Viele grüße,
Hartmut
----- Original Message -----
Sent: Friday, April 16, 2010 10:41 AM
Subject: Jagdgesetz

Ich habe mir die Änderung zum Jagdgesetz angesehen und mache von unserer Seite folgende Vorschläge:

§ 23 Sachliche Verbote
Die Nachtjagd auf Rotwild sollte man generell (auch außerhalb der
Rotwildgebiete) verbieten, da dies nicht mehr zeitgemäß ist und Rotwild dadurch in den Einständen mehr Schälschäden verursacht.

§ 26 a Verfahren der Abschussplanung
Verbißgutachten sollten nicht mehr generell, sondern nur in Fällen, wo keine Einigung erzielt wird erhoben werden.
Die Ergebnisse der Verbißbelastungen aus den letzten Jahren zeigt einen hohen Aufwand bei fraglichem Ergebnis.
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§ 26 b Besondere Abschussregelung
Zusätzlich sollte noch festgelegt werden, dass außerhalb von Rotwildgebieten keine Hirsche frei gegeben sind.
Damit soll vermieden werden, as weibliches Wild nicht erlegt wird, um Hirsche neu anzusiedeln. Hirsche sollen jedoch grundsätzlich die Möglichkeit haben, zu anderen Rotwildgebieten zu wandern.

§ 30 Wildfütterung
Nicht die Anzeige der Fütterung, sondern die Festlegung der Fütterung auf von der Jagdbehörde festgesetzte Notzeiten ist sinnvoll.

Fütterung von Schwarzwild generell abzulehnen. Kirrungen weiter einschränken und keine Fässer, Tonnen, Kisten oder Betonplatten verwenden.
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